
ZV-Newsletter:  Jetzt
anmelden!
geschrieben von Gabriela Sollberger | Mai 12, 2021

Schon  bald  ist  es  so  weit:  Der  erste
Newsletter  von  Öffentliches  Personal
Schweiz  (ZV)  wird  diesen  Frühling
versandt.
 

Einmal im Monat informiert Sie der ZV-Newsletter über die
aktuellsten Themen rund um das öffentliche Personal.

Hier erfahren Sie alles Wissenswerte über den Zentralverband,
seine  angeschlossenen  Mitgliederverbände,  die  attraktiven
Angebote für Mitglieder und vieles mehr.

Sind Sie interessiert? Dann melden Sie sich jetzt an!

Jetzt anmelden und immer die neusten News direkt aufs E-Mail
bekommen.

 

Vorstellung  von  Andreas
Cabalzar  für  die  Kandidatur
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als  Mitglied  der
Geschäftsleitung
geschrieben von Dr. Ruedi Bürgi | Mai 12, 2021
Wer kann denn einst Gion Cotti ersetzen? Das fragten viele,
als Gion leider aus gesundheitlichen Gründen kürzertreten und
deshalb seinen Rücktritt als Geschäftsleitungsmitglied geben
musste.  Aber  ja,  die  Lücke  kann  nun  gefüllt  werden:  Der
Vorstand des ZV schlägt der Delegiertenversammlung vor, unser
bisheriges  Vorstandsmitglied  Andreas  Cabalzar  in  die
Geschäftsleitung  zu  wählen.

Wir kennen und schätzen Andreas Cabalzar aus seinen Beiträgen
für  die  ZV  Info,  für  die  er  Experte  und  Kommentator  zu
Vorsorgethemen ist, ebenso wie aus verschiedenen Teilnahmen
als Referent an unserer traditionellen Fachtagung in Brunnen,
zuletzt im letzten Jahr, als er zur Reform der beruflichen
Vorsorge sprach. Er ist prädestiniert dafür, bei uns in der
Geschäftsleitung  Einsitz  zu  nehmen,  da  er  sich  in  diesen
Themen auskennt wie fast kein Zweiter.

Andreas Cabalzar ist ein Bündner durch und durch, aufgewachsen
in Chur, hat er nach der dort erlangten Matur seine Studien in
Zürich an der Uni und der ETH in Zürich absolviert und hat
diese als dipl. Ing. Agr. ETH abgeschlossen. Danach hat es ihn
wieder in den Kanton Graubünden zurückgezogen, und seit 1989
arbeitet er im kantonalen Amt für Natur und Umwelt und leitet
dort seit 13 Jahren die Abteilung Natur und Landschaft.

Auch im Kanton Graubünden bringt er seine profunden Kenntnisse
im Vorsorgebereich als Mitglied der Verwaltungskommission der
Pensionskasse des Kantons Graubünden ein und präsidiert diese
im Turnus dem Arbeitgebervertreter. Dazu ist er ein führendes
und wichtiges Mitglied des Staatspersonalverbandes des Kantons
Graubünden. Er ist nämlich seit bald 20 Jahren im Vorstand und
hat vor vier Jahren interimistisch das Präsidium übernommen.
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Aktuell übt er diese Tätigkeit als Co-Präsident aus.

Heute lebt der 1960 geborene Andreas Cabalzar in Tamins. Er
ist seit über 30 Jahren verheiratet und hat zwei mittlerweile
erwachsene  Kinder.  Er  liebt  seine  Familie,  er  mag  seine
Arbeit,  und  er  pflegt  daneben  diverse  Hobbys.  Die  einen
zeichnen den Naturmenschen aus, die anderen den Handwerker,
und wieder andere zeigen seine enge Beziehung zur Musik: mit
der Band Chrutstil spielt er als Gitarrist Covers aus den 70-
er- bis 90-er-Jahren.

Der Vorstand würde sich sehr freuen, wenn der anpackende, für
seine Meinungen einstehende und initiative Andreas Cabalzar
künftig in der Geschäftsleitung «fetzige Musik» machen würde,
und schlägt ihn mit Überzeugung zur Wahl vor.

Das Buch zu den Interviews:
geschrieben von Gabriela Sollberger | Mai 12, 2021
In  den  letzten  fünf  Jahren  sind  in  der  ZV  Info  über  40
Interviews  erschienen,  die  ein  buntes  Bild  der  Berufe  im
Dienste  der  Öffentlichkeit  zeichnen  und  zeigen,  welche
Persönlichkeiten hinter den Berufsfunktionen stehen, was ihre
Motivation  für  ihren  täglichen  Einsatz  ist  und  wie  sie  –
manchmal auf Umwegen – zu ihrer Berufung fanden. Eines ist
ihnen allen gemeinsam: Ihre Arbeit bereitet ihnen Freude, und
sie gehen ihr mit grossem Engagement nach.

Öffentliches  Personal  Schweiz  (ZV)  hat  diese  Porträts
gesammelt  und  dokumentiert  in  einer  schön  gestalteten
Publikation erstmals den Service public in seiner menschlichen
und aufgabenbezogenen Vielfalt.

https://oeffentlichespersonal.davidguntern.ch/interviews/2020/08/mit-abstand-die-besten-teamausfluege-und-seminare


Das Buch «Menschen im Service public» umfasst 336 Seiten, ist
in Leinen gebunden und mit eindrücklichen Bildern gestaltet;
Informationen, welcher Bildungsweg zum jeweiligen Beruf führt,
ergänzen die Porträts.

Das  Werk  eignet  sich  unter  anderem  auch  hervorragend  zur
Auflage  in  öffentlichen  Wartebereichen;  erkennbar  wird  die
Vielfalt  der  Leistungen,  die  von  Kantonen,  Städten  und
Gemeinden täglich erbracht werden.

Vorstandsmitgliedern von Personalverbänden dient es auch in
der Werbung neuer Mitglieder.

Jetzt bestellen! (Nur Fr. 59.–)

Das Buch kann beim Sekretariat Öffentliches Personal Schweiz
(ZV),  michael.merker@zentral.ch  bestellt  werden.  Wir  freuen
uns über Ihr Interesse an unserem Werk. Haben Sie Fragen?
Rufen Sie uns an oder schreiben Sie uns.

www.oeffentlichespersonal.ch

DIE KRISE ALS SÄURETEST
geschrieben von Fabian Schambron | Mai 12, 2021
Glosse. Die Echtheit mancher Edelmetalle lässt sich mittels
Säure feststellen. Ähnlich solchen Säuretests legen Krisen die
Stärken und Schwächen einer Gesellschaft frei – so auch die
Corona-Pandemie. Zeit für eine Zwischenbilanz.

Manche Menschen wachsen an Krisen, andere zeigen sich von
ihrer schlechtesten Seite. Ich zum Beispiel erhole mich von
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der Bildschirmarbeit, indem ich mich mit einer Dose Bier an
den Fluss setze und Joggern zuschaue. Persönliches Wachstum
habe ich auf die Zeit  nach der Pandemie verschoben. Bewegung
auch. Immerhin gehen auch andere nicht gerade souverän mit der
Corona-Krise um. 

Jener Herr zum Beispiel, der dem Supermarkt-Personal erklärt,
wie «saublöd» es doch sei, sich an die «willkürlichen» und
«überflüssigen» Vorgaben zu halten. Für ihn ist klar: Der
Kassier in der Aarauer Innenstadt ist persönlich schuld an der
globalen Krise. Der wütende Herr, denke ich mir beim Broccoli-
Aussuchen,  sieht  wohl  einfach  nicht  so  gut.  Er  und
seinesgleichen  könnten  sich  die  Augen  desinfizieren,
vielleicht  hilft  das  ja.  Entsprechendes  Mittel  hat  es  im
Seifenspender beim Ausgang.

Andere sind nicht wütend, denn sie wissen längst, was los ist:
eine  Verschwörung.  Der  Bundesrat  werde  von  jenen
Ausserirdischen  ferngesteuert,  die  in  der  Antarktis  eine
goldene Pyramide bauten, in der Elvis seit seinem «Tod» wohne.
Und weil die Pandemie eine Verschwörung ist, kann man über
Ostern auch ruhig ins Tessin fahren. Naturalmente sind dann
die  Aliens  schuld,  wenn  man  in  der  Notaufnahme  eines
überfüllten Spitals nicht mit jener Unterwürfigkeit behandelt
wird, die einem stolzen Rustico-Besitzer doch gebührt.

Es gibt auch rührende Momente. Zum Beispiel merken Leute, die
sich seit Jahrzehnten gegen bessere Löhne im Pflegebereich
einsetzen, dass der junge Herr mit der Hand am Beatmungsgerät
ganz sympathisch dreinschaut. Natürlich wird nach der Genesung
behauptet,  die  Steuern,  die  man  spare,  seien  zwei,  drei
geschlossene  Spitäler  wert,  aber  vielleicht  bekommt  die
neoliberale Doktrin ja doch den einen oder anderen Riss.

Die Krise kehrt neben dem Übelsten auch das Beste unserer
Gesellschaft  hervor.  Dazu  gehört  vieles,  was  in  besseren
Zeiten  schlechtgeredet  wird.  Der  öffentliche  Dienst,  zum
Beispiel. Wer findet, jetzt gehe schon nichts mehr, solle sich



das  Ganze  ohne  öffentlichen  Verkehr,  ohne  Spitäler,
Alterswohnheime,  Kindertagesstätten,  funktionierende
Gemeindeverwaltung  und  so  weiter  vorstellen.  Nichts  stünde
stiller. 

Was unter normalen Umständen selbstverständlich scheint, wird
stärker  wahrgenommen.  Die  Polizistin  zum  Beispiel,  die
stundenlang  irgendwelchen  Unbelehrbaren  Social  Distancing
erklärt,  oder  der  Gemeindearbeiter,  der  sich  auch  ums
menschenleere Dorf kümmert. Das ist wichtig. Irgendwer muss
schliesslich die roten, aber bestens desinfizierten Augen des
wütenden  Herrn  behandeln,  den  siechen  Tessin-Urlauber
rückführen  und  die  Steuererklärung  des  hospitalisierten
Sparfuchses entgegennehmen. Wer, wenn nicht wir?

Pflästerlipolitik  für
Seelenkratzer?
geschrieben von Iris Braunwalder | Mai 12, 2021
Glosse. Trotz schwarzer Zahlen im öffentlichen Sektor mahnen
die Arbeitgeber und die Parlamente zu Achtsamkeit!

«Wir  müssen  sparen  für  die  schweren  Zeiten!  Wir  müssen
gewappnet sein, wenn sich die Segel wieder wenden», hört man
sie rufen!

Anstelle von Voraus- oder Weitsicht mit Lösungsansätzen gibt
es für die öffentlichen Angestellten kleine Wundpflaster, um
das  eigene  Gewissen  zu  beruhigen.  Haben  Sie,  als
Arbeitnehmerin  oder  Arbeitnehmer  im  öffentlichen  Dienst,
teilweise auch das Gefühl, dass vor lauter Pflaster keine
Stelle mehr vorhanden ist, welche noch heil und unversehrt
ist?
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Aber da gibt es ja noch die Psyche, könnten da nicht auch noch
ein oder mehrere Pflästerli angebracht werden?

Hört  man  nicht  auch  die  Rufe  der  Arbeitnehmenden?  Woher
stammen  die  guten  finanziellen  Resultate?  Wer  stemmt  die
Verwaltungen der Kantone, Städte und Gemeinden? Sind nicht
wir, die öffentlich Bediensteten, jene, welche rund um die Uhr
dafür sorgen, dass die Schweiz funktioniert?

Das  müsste  sich  doch  wiederspiegeln!  In  unseren
Anstellungsbedingungen,  in  echter  Wertschätzung  den
Arbeitnehmenden gegenüber. Bleibt denn immer nur die Reparatur
mit der «Pflästerlipolitik»? Dieselbe kann, und das ist der
gravierendere Punkt, die systemischen Ursachen und Mängel des
Lohnsystems  nicht  heilen!  Denn  so  grosse,  benötigte
Wundpflaster  hat  kein  Gesundheitsamt  und  keine
Verbandsstofffabrik  der  Schweiz.

Wird von den Politikerinnen und Politikern die drohende Gefahr
nicht wahrgenommen? Also die demografische Entwicklung, die
hohen Fluktuationen seitens der Arbeitnehmenden und der daraus
resultierende  Fachkräftemangel.  Realisieren  sie  nicht,  dass
keine konkurrenzfähigen Löhne auch keine Attraktivität für den
öffentlichen Sektor bedeuten?



Muss der «Karren» unbedingt an die Wand gefahren werden? Und
wenn  er  dann  zerschellt?  Welche  der  mitverantwortlichen
Politikerinnen  und  Politiker  werden  die  Verantwortung
übernehmen?

Ach  ja  –  ich  vergass  –,  das  wären  wohl  auch  wieder  die
Arbeitnehmenden, welche heilen und den Schaden übernehmen und
begrenzen müssten!

«Wir  müssen  sparen  für  die  schweren  Zeiten!  Wir  müssen
gewappnet sein, wenn sich die Segel wieder wenden», hört man
sie rufen!

Anstelle von Voraus- oder Weitsicht mit Lösungsansätzen gibt
es für die öffentlichen Angestellten kleine Wundpflaster, um
das  eigene  Gewissen  zu  beruhigen.  Haben  Sie,  als
Arbeitnehmerin  oder  Arbeitnehmer  im  öffentlichen  Dienst,
teilweise auch das Gefühl, dass vor lauter Pflaster keine
Stelle mehr vorhanden ist, welche noch heil und unversehrt
ist?

Aber da gibt es ja noch die Psyche, könnten da nicht auch noch
ein oder mehrere Pflästerli angebracht werden?

Hört  man  nicht  auch  die  Rufe  der  Arbeitnehmenden?  Woher
stammen  die  guten  finanziellen  Resultate?  Wer  stemmt  die
Verwaltungen der Kantone, Städte und Gemeinden? Sind nicht
wir, die öffentlich Bediensteten, jene, welche rund um die Uhr
dafür sorgen, dass die Schweiz funktioniert?

Das  müsste  sich  doch  wiederspiegeln!  In  unseren
Anstellungsbedingungen,  in  echter  Wertschätzung  den
Arbeitnehmenden gegenüber. Bleibt denn immer nur die Reparatur
mit der «Pflästerlipolitik»? Dieselbe kann, und das ist der
gravierendere Punkt, die systemischen Ursachen und Mängel des
Lohnsystems  nicht  heilen!  Denn  so  grosse,  benötigte
Wundpflaster  hat  kein  Gesundheitsamt  und  keine
Verbandsstofffabrik  der  Schweiz.



Wird von den Politikerinnen und Politikern die drohende Gefahr
nicht wahrgenommen? Also die demografische Entwicklung, die
hohen Fluktuationen seitens der Arbeitnehmenden und der daraus
resultierende  Fachkräftemangel.  Realisieren  sie  nicht,  dass
keine konkurrenzfähigen Löhne auch keine Attraktivität für den
öffentlichen Sektor bedeuten?

Muss der «Karren» unbedingt an die Wand gefahren werden? Und
wenn  er  dann  zerschellt?  Welche  der  mitverantwortlichen
Politikerinnen  und  Politiker  werden  die  Verantwortung
übernehmen?

Ach  ja  –  ich  vergass  –,  das  wären  wohl  auch  wieder  die
Arbeitnehmenden, welche heilen und den Schaden übernehmen und
begrenzen müssten!

Starkes  Engagement  für  den
Service  public  weiterhin
nötig
geschrieben von Urs Stauffer | Mai 12, 2021
Urs Stauffer nahm die Delegiertenversammlung vom 10. Mai 2019
in  Altdorf  erneut  zum  Anlass,  um  dem  Jahresbericht  2018,
erschienen  in  der  ZV  Info  April  2019,  einige  persönliche
Gedanken beizufügen. Seine Ausführungen sind auf Zustimmung
gestossen.

Öffentliche  Dienstleistungen  brauchen
Treibstoff
Das  Eingehen  auf  den  Jahresbericht  an  der
Delegiertenversammlung gibt mir immer wieder die Gelegenheit,
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ein paar präsidiale Sorgen etwas näher, freier und vielleicht
auch emotionaler anzubringen als dies in schriftlicher Form
möglich ist. Der Öffentliche Dienst ist das Fundament, auf dem
die wirtschaftlichen und politischen Strukturen unseres bis
heute gut funktionierenden 3-stufigen, föderalen Konstruktes
Schweiz aufgebaut sind. Damit das Konstrukt Schweiz auf Dauer
funktioniert und sich in die Zukunft bewegen kann, braucht es
einen Treibstoff und somit Energie. Es braucht die direkten
Steuern.

Sie sind eines der wichtigen Elemente, aus denen der Service
public  entsteht,  welcher  letztlich  den  Motor  der
schweizerischen Wirtschaft zum Laufen bringt. Die Wirtschaft
wiederum  produziert  den  Treibstoff,  die  Energie,  also  die
direkten Steuern, welche durch die Besteuerung der Gewinne der
Unternehmen  sowie  durch  die  Besteuerung  der  Einkommen  und
Vermögen der Arbeitnehmenden des privaten und des öffentlichen
Sektors entstehen.

So  entsteht  ein  wirtschaftlicher  Kreislauf,  welcher
privatwirtschaftliche  und  öffentliche  Dienstleistungen  von
höchster  Qualität  garantiert,  die  auch  im  internationalen
Vergleich beste Noten erhalten. Dazu, meine sehr verehrten
Damen und Herren, heisst es, Sorge zu tragen.

Eine Bundesvorlage, über die wir am 19. Mai abstimmen werden,
macht mir diesbezüglich grosse Sorgen, es ist die Steuerreform
und AHV-Finanzierung «STAF». Mit dieser Reform entzieht man
der Finanzierung von öffentlichen Dienstleistungen zwischen 2
und 3 Milliarden Franken.

Zu dieser Reform sei man durch den internationalen Druck,
durch die Androhung von Wirtschaftssanktionen seitens OECD und
EU gezwungen. Bei den bis heute praktisch nicht besteuerten 20
000 Statusgesellschaften ist das sicher der Fall, das ist
unbestritten.  Aber  doch  nicht  bei  allen  übrigen  380  000
Unternehmen,  die  schon  heute  nach  internationalem  Recht
korrekt besteuert werden.



Der  vorgesehene  Totalumbau  der  schweizerischen
Unternehmensbesteuerung macht aus dieser Bundesvorlage – und
dies aus einer ausschliesslich inhaltlichen Betrachtungsweise
und  nicht  aus  politisch  geprägter  Sicht  –  ein
Hochrisikovorhaben für die Finanzen der öffentlichen Hand, vor
allem auf kommunaler Ebene.

Waren  bei  der  von  den  Schweizer  Stimmbürgerinnen  und
Stimmbürgern deutlich abgelehnten Unternehmenssteuerreform III
noch die Steuerausfälle ein Thema, so werten die politischen
Exponenten von links bis rechts den Kompromiss mit der AHV-
Finanzierung als grossen Erfolg. Es ist auch aus meiner Sicht
ein  Erfolg.  Sogar  ein  für  die  Schweiz  fast  einmaliger
überparteilicher Kompromiss. Lassen wir die Diskussion um die
Einheit der Materie einmal beiseite.

Aber,  und  dieses  Aber  ist  laut  und  deutlich:  Komplett
vergessen dabei gingen in der politischen Auseinandersetzung
die enormen Steuerausfälle, welche durch die Kombination von
steuerpolitischen  Massnahmen  und  kantonalen
Gewinnsteuersatzsenkungen entstehen. Die in dieser Kombination
in der Schweiz entstehenden Disparitäten können auch nicht
durch  Kompensationsmassnahmen  und  Ausgleichssysteme
aufgefangen  werden.

Die direkten Steuern, die ausschliesslich der Finanzierung von
öffentlichen Dienstleistungen dienen, beinhalten auch unsere
Löhne. Damit sind wir, meine lieben Kolleginnen und Kollegen,
Sie  und  ich,  direkt  betroffen.  Als  Präsident  einer
Dachorganisation von öffentlich Bediensteten fühle ich mich
verpflichtet, Sie auf diese Problematik aufmerksam zu machen.

Bei  einer  Stadt  oder  Gemeinde  beläuft  sich  der
Finanzierungsanteil der direkten Steuern am Gesamthaushalt zum
Teil auf 40 Prozent und mehr. Werden diese direkten Steuern
nun  durch  die  Auswirkungen  der  Steuerreform  und  AHV-
Finanzierung  in  Verbindung  mit  kantonalen
Gewinnsteuersatzsenkungen  stark  reduziert,  dann  werden  wir



öffentlich Bediensteten dies direkt zu spüren bekommen.

Es ist kaum anzunehmen, dass als Erstes Steuererhöhungen bei
den natürlichen Personen, bei Bürgerinnen und Bürgern, folgen
werden,  um  die  Finanzierungslücken,  welche  durch  die
Steuerausfälle  bei  der  Unternehmenssteuer  entstehen,  zu
schliessen.  Solche  Steuererhöhungen  sind  immer  mit  einem
politischen  Risiko  verbunden,  denn  dazu  braucht  es  eine
Volksabstimmung. Also verbleiben nur noch die Möglichkeiten
von Sparmassnahmen und von Leistungsabbau – etwas, das wir aus
der Vergangenheit schon zur Genüge kennen.

Es stellt sich auch die grundsätzliche Frage: Haben wir nicht
bereits  heute  ein  im  internationalen  Vergleich  sehr
grosszügiges  Steuersystem?  Dieses  grosszügige  Steuersystem
wird es in Kürze voraussichtlich ermöglichen – wie bei einer
Grossbank geschehen –, dass eine international zu leistende
Strafzahlung  von  5  Milliarden  Franken  wegen  Beihilfe  zur
Steuerhinterziehung praktisch als geschäftsmässig begründeter
Aufwand von den ordentlichen Steuern abgezogen werden kann.

Versuchen Sie doch mal, meine sehr verehrten Damen und Herren,
einen Strafzettel von ihren ordentlichen Steuern abzuziehen
und schauen Sie dann, wie die Steuerbehörde reagiert. Dieses
Finanzinstitut verdankt übrigens seine heutige Existenz den
Schweizer  Steuerzahlerinnen  und  Steuerzahlern,  denn  diese
haben  das  Unternehmen  während  der  Finanzkrise  mittels
Bereitstellen von Milliarden vor dem Untergang gerettet. So
nebenbei noch erwähnt, betrifft dies eine Grossbank, deren 13
Konzernleitungsmitglieder im Jahr 2018, inklusive Boni, 101
Millionen Franken abkassiert haben und deren Konzernchef die
schweizerische Politik in einem Zeitungsinterview aufgefordert
hat, den Staat zu verschlanken.

Darf eine Steuerreform, welche die Unternehmen betrifft, zu
einem  Hochrisiko  für  die  Finanzierung  von  öffentlichen
Dienstleistungen  werden  und  schlussendlich  wegen  fehlender
Mittel die Lebensqualität von Bürgerinnen und Bürgern infrage



stellen? Die Beantwortung dieser Frage überlasse ich gerne
Ihnen, verbunden mit der Bitte, gut zu überlegen, ob Sie am
19. Mai bei der Beantwortung der Abstimmungsfrage Steuerreform
und AHV-Finanzierung «STAF» ein JA oder ein NEIN in die Urne
legen.

Das nach den letzten repräsentativen Umfragen nun fast als
sicher geltende JA zur Steuerreform und AHV-Finanzierung wird
in  Kombination  mit  den  darauffolgenden  kantonalen
Steuergesetzrevisionen  die  Finanzierungsfragen  im  Service
public deutlich verschärfen. Sparmassnahmen, welche auf diese
Reform  zurückzuführen  sind,  lehnen  wir  bereits  heute
entschieden ab. Kehren wir zurück zu unserem Tagesgeschäft.

Sozialpartnerschaft
Die  konsensorientierte  Sozialpartnerschaft  ist  eine  der
Kernkompetenzen  unserer  Dachorganisationen  und  den
angeschlossenen  Verbänden.  Auf  diesem  Weg  konnten  in  den
vergangenen Jahren vielerorts Erfolge erzielt werden, was zu
klaren  Verbesserungen  der  Anstellungsbedingungen  in  den
betroffenen Kantonen, Städten oder Gemeinden führte.

Mit  wachsender  Besorgnis  stellen  wir  heute  allerdings  bei
einigen Kantonen und Städten auf Seiten der Arbeitgeberin eine
Abkehr  vom  klassischen  Modell  der  konsensorientierten  
Sozialpartnerschaft fest. Dies führt zu einer nur noch sehr
eingeschränkten  Mitwirkung  der  Arbeitnehmenden  bis  hin  zum
totalen  Verlust  der  Mitsprache  bei  Entscheidfindungen  im
Anstellungsbereich. Mit Ausnahme des Kantons Solothurn, wo die
Sozialpartnerschaft klar und eindeutig in einem öffentlich-
rechtlichen Gesamtarbeitsvertrag geregelt ist, steht diese in
anderen Kantonen und Gemeinden auf sehr wackligen Füssen. Sie
funktioniert in der Regel nur so gut, wie es die Arbeitgeber
zulassen.

Weil auch bei mir in der Stadt Biel diesbezüglich bei der
Arbeitgeberin  Zerfallserscheinungen  aufgetreten  sind,  haben



wir  uns,  nach  vorgängig  heftigem  Widerstand  des
Personalverbandes,  gemeinsam  mit  der  Arbeitgeberin  darauf
geeinigt,  eine  Prozessdefinition  vorzunehmen  und  die
verschiedenen  Phasen  der  sozialpartnerschaftlichen
Verhandlungen aufzuzeigen und gemeinsam zu vereinbaren. Wir
hoffen, den in Biel mit der Arbeitgeberin vereinbarten Prozess
der  Sozialpartnerschaft  auch  als  sozialpartnerschaftliches
Modell für Öffentliches Personal Schweiz (ZV) einsetzen zu
können.

Rechtsschutz
Auch heute möchte ich die Gelegenheit nutzen und Sie, liebe
Kolleginnen  und  Kollegen  der  Personalverbände,  darauf
aufmerksam machen, wie wichtig der Rechtsschutz für unsere
Mitglieder ist resp. geworden ist. Vermehrt stellen wir fest,
dass  sich  Personalangelegenheiten,  die  sich  zunächst  als
einfach  zu  lösen  darstellen,  zu  länger  anhaltenden
Rechtsfällen entwickeln. Unser Sekretariat kann die Fälle im
Sinne  einer  rechtlichen  Erstberatung  einschätzen,  doch
entwickeln sich die Angelegenheiten rechtlich weiter, ist ein
Rechtsschutz  gefordert,  der  die  Ressourcen  der  rechtlichen
Erstberatung  von  Öffentliches  Personal  Schweiz  (ZV)
übersteigt.

Ich spreche aus meiner reichen Bieler-Erfahrung. Wir sind dem
Rechtsschutzkollektiv von Öffentliches Personal Schweiz (ZV)
angeschlossen,  welches  in  den  letzten  Jahren  mehrmals
erfolgreich eingesetzt werden konnte. Aufgrund der gemachten
Erfahrungen könnten wir uns in Biel eine Verbandsarbeit ohne
arbeitsrechtlichen Rechtsschutz nicht mehr vorstellen.

Personelle Erneuerung
Nebst  unseren  Tagesgeschäften,  dazu  gehören  die  aktive
Unterstützung  unserer  Verbände  mittels  diverser
Dienstleistungen, die Mitwirkung in der Ebenrainkonferenz, in
der parlamentarischen Gruppe für Arbeit, als Beobachter im



Vorstand  des  Schweizerischen  Gewerkschaftsbundes  und  die
Mitwirkung in unserer europäischen Dachorganisation CESI, die
sich aktiv für die Interessen der öffentlich Bediensteten in
Europa einsetzt – und in diversen Sektoren gehört auch die
Schweiz dazu –, steht die personelle Stärkung und Erweiterung
unseres Vorstandes inklusive Geschäftsleitung im Vordergrund.

Es ist für die Zukunft von Öffentliches Personal Schweiz (ZV)
wichtig,  dass  sich  Leute  aus  unseren  Reihen,  aus  den
Mitgliedsorganisationen,  für  solche  Aufgaben  zur  Verfügung
stellen. Wir sind sehr froh, dass wir Ihnen heute Kolleginnen
und Kollegen, welche bereit sind, sich für die Verbandsarbeit
zur  Verfügung  zu  stellen,  für  die  Wahl  in  den  Vorstand
vorschlagen können.

Schlussfazit
Öffentliches Personal Schweiz (ZV) ist an allen nationalen
Fronten des Service public präsent und muss dies zu seiner
Stärkung nutzen können. Die Einflussnahme auf Entwicklungen,
die für den öffentlichen Dienst schädlich sein könnten, ist
nur durch ein starkes Engagement an diversen Fronten möglich.

Verhandlungs- und Durchsetzungskraft erreichen wir nur, wenn
wir  uns  in  kantonalen  und  kommunalen  Solidargemeinschaften
organisieren und uns schweizerisch und europäisch vernetzen.
Diese Ziele können wir in dem von uns gelebten Milizsystem
aber  nur  erreichen,  wenn  es  uns  gelingt,  die  personellen
Ressourcen zu stärken.

Die Anstellungsbedingungen im öffentlichen Sektor haben sich
nicht, wie dies aufgrund der guten Schweizer Wirtschaftslage
und den zumeist positiven Rechnungsabschlüssen in Kantonen,
Städten  und  Gemeinden  hätte  erwartet  werden  können,  gut
weiterentwickelt. Es ist unsere Aufgabe, auf den Abbauprozess
im öffentlichen Sektor noch stärker Einfluss zu nehmen. Unser
volles  Engagement  zugunsten  der  öffentlich  Bediensteten  an
allen Fronten des Service public ist auch in Zukunft dringend



notwendig. Besten Dank für die Aufmerksamkeit.

Nachtrag
Am 19. Mai 2019 nahm das Schweizer Stimmvolk die Steuerreform
und AHV-Finanzierung «STAF» deutlich an. Dies bedeutet, dass
die  Kantone  nun  die  «STAF»  umsetzen  müssen.  Bei  einigen
Entlastungsmassnahmen  besteht  für  die  Kantone  ein  gewisser
Spielraum. Bei den Gewinnsteuersätzen sind die Kantone völlig
frei und können bei deutlichen Satzsenkungen grossen Schaden
am  Steuersubstrat  anrichten.  Es  ist  im  Interesse  der
Finanzierung der öffentlichen Dienstleistungen, diesen Prozess
kritisch  mitzuverfolgen  und  wenn  notwendig,  sich  mit  der
allfälligen  Unterstützung  eines  Referendums
auseinanderzusetzen. Als Beispiel möchte ich die Kantone Bern
und  Solothurn  erwähnen,  wo  hauptsächlich  aufgrund  der
Gewinnsteuersatzsenkungen  die  zur  Abstimmung  vorgelegten
Steuergesetzrevisionen abgelehnt wurden.

Wir  sind  alle
Pilzkontrolleure
geschrieben von Fabian Schambron | Mai 12, 2021
Kolumne.  Lohn  wird  meist  zwischen  Arbeitgebenden  und
Arbeitnehmenden verhandelt. Dennoch scheinen alle zu wissen,
wer zu viel und wer zu wenig verdient. Diese Situation ist
fast  lustig,  nützt  und  schadet  aber  leider  jeweils  den
Falschen.

Verdienen Sie zu viel? Ich schon – findet Herbert. Wie ich
arbeitet Herbert beim Kanton. Wir machen «etwas mit Menschen»,
wir ticken politisch ähnlich, wir verstehen uns ganz gut. Nur,
scheint  es,  verdiene  ich  zu  viel.  Nichts  Neues,  denn
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Vorurteile  kennen  wir  alle:  Auf  der  Verwaltung  sind  sie
ineffizient und faul, Lehrer sein (also Ferien machen, höhö)
können  alle,  die  mal  zur  Schule  gingen,  und  die  Polizei
schlendert den ganzen Tag herum und verteilt Busszettel. Kurz,
das öffentliche Personal verdient zu viel, arbeitet zu wenig
und tut das Falsche. So sieht uns ein viel zu grosser Teil der
Bevölkerung – und so sehen einige von uns die jeweils anderen,
wie etwa Herbert mich.

Natürlich  können  wir  Löhne  rechtfertigen  oder
Öffentlichkeitsarbeit betreiben, um unser Image zu verbessern.
Beides ist wichtig, verfehlt aber Wichtigeres: Solange nämlich
einige von uns andere von uns für ihre Probleme verantwortlich
machen  oder  einfach  beneiden,  nützen  sie  damit  den
Verursachern selbiger Probleme – und schaden uns allen.

Ein  Beispiel.  Der  Departementsvorsteher,  der  Chef  unserer
Chefs,  sagte  an  einer  Delegierten¬versammlung  meines
kantonalen  Dachverbands  einmal  sinngemäss:  Die  Lehrpersonen
sollen  sich  beruhigen,  abgebaut  werde  überall,  sogar  beim
kantonalen  Pilzkontrolleur.  Mitgemeint  war:  «Der
Pilzkontrolleur  ist  allein.  Der  wehrt  sich  nicht.  Ihr
Lehrpersonen seid als Berufsgruppe auch allein, also wehrt
euch nicht.» Wenn das alle Verbände glauben, gibt es keinen
Widerstand.  Manche  werden  sich  vor  lauter  Ärger  über  die
eigene Niederlage aber fragen, ob denn bei allen gleich viel
abgebaut wird. Diese Schlauberger übersetzen dann das Unrecht
des Abbaus in Ungerechtigkeit innerhalb des Abbaus und lenken
ihre  Wut  auf  andere  Betroffene  statt  auf  die
Verantwortlichen.  

Mit Gerechtigkeitssinn hat das wenig zu tun. Wer Gerechtigkeit
will, sucht die Verursacher des Abbaus. Für politische Wirkung
müssen wir allerdings zusammenstehen. Wir brauchen ja nicht
Freunde werden oder Zahnbürsten teilen. Es reicht, einander
als engagierte Berufsleute zu achten und zu unterstützen: Ein
Angriff  auf  den  Pilzkontrolleur  ist  ein  Angriff  auf  die
Gemeindeschreiberin ist ein Angriff auf den Pflegefachmann ist



ein Angriff auf die Polizistin ist ein Angriff auf den Richter
ist ein Angriff auf die Denkmalschützerin.

Wer auf seinesgleichen herumhackt, handelt in der aktuellen
politischen  Situation  nicht  einfach  kurzsichtig,  sondern
suizidal. Sie und ich, wir sind auch Pilzkontrolleure – oder
wir sind gar nichts. Wenn wir diese Haltung nicht hinkriegen,
wird  alles  schlechter.  Wirklich  alles,  für  alle.  Dann
verdienen wir nicht «zu viel» oder «zu wenig», sondern alles,
was uns noch Übles blüht.

Rechtsschutz  ist
Verbandspflicht!
geschrieben von Urs Stauffer | Mai 12, 2021
Wir dürfen unsere Mitglieder nicht im Regen stehen lassen. Wer
am Arbeitsplatz unter Druck gerät, soll rechtliche Hilfe in
Anspruch nehmen können – und dies in Zeiten der Not ohne das
Risiko, am Ende des Tages mit erheblichen Kosten belastet zu
werden. Öffentliches Personal Schweiz (ZV) verfügt über eine
massgeschneiderte Lösung, an der vor allem die kleineren und
mittleren Personalverbände nicht vorbeikommen. Machen wir das
Arbeitsleben unserer Mitglieder sicherer!

Es ist nicht der Regelfall, klar, aber es kommt vor und trifft
den Einzelnen hart: Auseinandersetzungen mit dem Arbeitgeber.
Der Arbeitgeber greift (zu Recht) auf seinen eigenen internen
Rechtsdienst zu oder finanziert externe Anwälte.

Auf der anderen Seite aber steht der Mitarbeitende – unser
Mitglied –, der häufig unerwartet in eine arbeitsrechtliche
Auseinandersetzung  hineingezogen  wird  und  einem  gut
ausgerüsteten,  wehrhaften  Arbeitgeber  gegenübersteht.
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Angesichts der wirtschaftlichen Folgen, die eine juristische
Auseinandersetzung nach sich ziehen kann, wird er ohne Support
schon früh aufgeben müssen.

Öffentliches  Personal  Schweiz  (ZV)  ist  überzeugt:  ein
Personalverband  muss  über  Rechtsschutz  zugunsten  seiner
Mitglieder verfügen. Er kann dies über eine eigene Lösung mit
juristischem Sekretariat und spezieller Kriegskasse für den
Einzelfall  gewährleisten  oder  über  eine
Rechtsschutzversicherung,  wie  sie  Öffentliches  Personal
Schweiz (ZV) anbietet.

In  den  letzten  Monaten  haben  sich  die  Fälle  gehäuft,  in
welchen  Mitglieder  von  Personalverbänden  in  juristische
Auseinandersetzungen  mit  dem  Arbeitgeber  verwickelt  wurden,
aber  über  keine  Rechtsschutzversicherung  verfügten.  Über
extreme Beispiele war in den letzten beiden ZV Info (jeweils
auf der Front) zu lesen. Weder wirtschaftlich noch juristisch
bewaffnete Arbeitnehmer mussten sich gegen einen Arbeitgeber
wehren,  der  finanziell  bestens  ausgestattet  interne  wie
externe  juristische  Kompetenz  in  Anspruch  nahm,  um  die
Ansprüche des (häufig ehemaligen) Mitarbeitenden abzuwehren.
Hier sind die Spiesse nicht mehr gleich lang, hier verliert
der  Mitarbeitende  regelmässig  und  seine  wirtschaftlichen
Risiken sind enorm.

Genau dies war der Grund, dass Öffentliches Personal Schweiz
(ZV)  in  den  letzten  Jahren  mit  der  AXA-ARAG  ein
Versicherungsmodell  entwickelt  hat,  das  die  Mitarbeitenden
(sofern sie Mitglied in einem Personalverband sind) vor den
wirtschaftlichen  Folgen  einer  solchen  Auseinandersetzung
schützt.  Ein  Verband  muss  zugunsten  seiner  Mitglieder
engagiert Interessenwahrung betreiben; dazu gehört in erster
Linie,  die  Personalpolitik  des  Arbeitgebers  im  Sinn  der
Mitarbeitenden positiv zu beeinflussen. Dazu gehört aber auch,
und  das  ist  in  nahezu  allen  Personalverbänden  eine
Selbstverständlichkeit,  dass  das  Kollektiv  hinter  dem
Einzelnen steht und ihm hilft, wenn er in personalrechtliche



Auseinandersetzungen  verwickelt  wird.  Deshalb  ist
Rechtsschutz, egal wie er gewährt wird, eine zentrale Aufgabe
eines Personalverbandes. Es muss klar sein, dass, wer in Not
gerät, von den Kolleginnen und Kollegen Rückendeckung erhält.

Es ist mir, als Präsident von Öffentliches Personal Schweiz
(ZV), unverständlich, weshalb vor allem die kleineren Verbände
auf solche Rückendeckung verzichten. Grössere Kantonalverbände
mit teilweise spürbaren Mitgliederbeiträgen und einem internen
Verbandsrechtsdienst sind eher in der Lage, solche Risiken
zugunsten des Einzelnen abzudecken. Nicht nachvollziehbar ist
es aber, wenn kleine Personalverbände, die über keinen eigenen
Rechtsdienst  oder  keinen  eigenen  Verbandsanwalt  verfügen
können, der Auffassung sind, Rechtsschutz brauche es nicht.
Hintergrund dieser Auffassung ist oftmals die Überzeugung, ein
Jahresbeitrag  ab  7.60  Franken  (!)  sei  für  so  etwas  nicht
vertretbar.  Das  sind  heutzutage  1.5  Café  Crème.  Ist  man
tatsächlich der Überzeugung, dass ein bis zwei Tassen Kaffee
pro Jahr zu viel sind für einen nachhaltigen Rechtsschutz
unserer Mitglieder? Das kann nicht sein!

Öffentliches Personal Schweiz (ZV) hat in mehreren Fällen mit
entlassenen  Mitarbeitenden  zu  tun,  die  anfragen,  ob
Öffentliches  Personal  Schweiz  (ZV)  nicht  die  Kosten  des
eigenen  und  auch  des  Anwalts  des  Arbeitgebers  übernehmen
könnte. Diese Mitglieder suchen Hilfe, weil nicht vorgesorgt
wurde. Wir wollen ein starker Verband sein, wir wollen unseren
Mitarbeitenden helfen, wir wollen sie unterstützen, wenn sie
in Not sind. Genau dafür hat Öffentliches Personal Schweiz
(ZV)  seine  Rechtsschutzversicherung  entwickelt.  Die  Kosten
sind tief, der Nutzen ist gross. Wir vermitteln Sicherheit,
wenn es für den Einzelnen persönlich und wirtschaftlich (auch
für seine Familie) eng wird. Und das ist auch der Standard,
wie ihn alle Gewerkschaften und Personalverbände im In- und
Ausland bereitstellen.

Als  Präsident  unseres  Verbandes  bitte  ich  Sie,  Ihren
Mitgliedern  diesen  Rechtsschutz  zu  bieten.  Er  vermittelt



Sicherheit, er hilft in der Not, er ist mit CHF 7.60 pro Jahr
(oder CHF 15.40 bei einer Rundumlösung) absolut kostengünstig.
Man  sollte  den  eigenen  Kolleginnen  und  Kollegen  diese
Sicherheit  nicht  versagen.

Öffentliches Personal Schweiz (ZV) selbst – und das Gleiche
gilt  für  die  meisten  der  uns  angeschlossenen  Verbände
ebenfalls –  ist nicht in der Lage, Kosten zu tragen, die
einem  einzelnen  Mitglied  in  einer  juristischen
Auseinandersetzung mit dem Arbeitgeber erwachsen sind. Diese
Kosten bewegen sich schnell einmal in der Höhe von CHF 10’000
bis 30’000, je nachdem, ob man die Gegenseite, sprich den
Arbeitgeber,  ebenfalls  entschädigen  muss.  Dies  lässt  unser
sparsames  Beitragssystem  nicht  zu.  Hinzu  kommt,  dass  dann
diejenigen profitieren, die nie eine Rechtsschutzversicherung
abgeschlossen haben, und dies zulasten derjenigen, die sich
für einen professionellen Rechtsschutz entschieden haben. Das
widerspricht dem Gebot der Gleichbehandlung, die wir allen
Personalverbänden gegenüber einhalten wollen und werden.

Die  Absicherung  drohender  Verfahrenskosten  ist  beruhigend,
dies sowohl für die Mitarbeitenden als auch für den Verband
und dessen Vorstand, der sich für seine Mitglieder einsetzt.
Sie ist gut in Zeiten, in denen der Mitarbeitende, der in
einer  Auseinandersetzung  mit  dem  Arbeitgeber  steht,  nicht
weiss, wie lange sein Lohn noch bezahlt wird und mit welchen
Kosten er für dieses Verfahren zu rechnen hat. Ich empfehle
Ihnen deshalb, diese Versicherung für Ihren Verband zugunsten
Ihrer Mitglieder abzuschliessen.

Neben  der  effektiven  finanziellen  Absicherung  hat  die
Rechtsschutzversicherung  überdies  eine  sehr  präventive
Wirkung: Sie veranlasst den Arbeitgeber, eine Eskalation zu
vermeiden  oder  bei  nicht  lösbaren  Konflikten  eine
einvernehmliche Lösung zu suchen, weil er damit rechnen muss,
dass der Mitarbeitende seine Ansprüche ohne Angst um mögliche
finanzielle  Konsequenzen  durchsetzen  wird.  Wollen  Sie
Mitarbeitende  in  Ihrem  Verband,  die  nicht  für  ihr  Recht



kämpfen, weil sie die Durchsetzung ihrer Rechte nicht bezahlen
können? Wollen Sie ein Verband sein, der aus finanziellen
Gründen nicht hinter seinem Mitglied stehen kann, wenn es in
Not ist? Ich glaube nicht.

 

Mögliche  Versicherungsvarianten  für  die  Verbände  von
Öffentliches  Personal  Schweiz  (ZV)

Öffentliches Personal Schweiz (ZV) bietet zusammen mit der
AXA-ARAG  seinen  Mitgliedern  für  personalrechtliche
Auseinandersetzungen  drei  Versicherungsvarianten  an:

Die Vollkosten-Rechtschutzversicherung deckt die Kosten
für  vorprozessuale  Beratungen  und  (falls  notwendig)
anschliessende Prozesskosten. Diese Variante empfiehlt
sich  insbesondere  für  Verbände  ohne  eigene
Rechtsberatung.  Jährliche  Kosten  pro  Mitglied:  Fr.
15.40.
Die  Prozesskostenversicherung  übernimmt  die  Kosten  ab
Einleitung eines Prozesses; vorprozessuale Kosten sind
nicht gedeckt. Kostenpunkt pro Mitglied jährlich: Fr.
7.60.
Die Rechtsberatung-Rechtsschutzversicherung funktioniert
ähnlich wie die Vollkosten-Rechtsschutzversicherung; der
Verband muss aber 3 Stunden der vorprozessualen Beratung
übernehmen.  Kostenpunkt  pro  Mitglied  jährlich:  Fr.
14.40.

Die  Versicherung  kann  nur  für  den  gesamten  Verband  (nur
Aktivmitglieder) abgeschlossen werden. Informationen erhalten
Sie  auf  der  Website  www.oeffentlichespersonal.ch,  Rubrik
Dienstleistungen / Versicherungen,
oder beim Sekretariat (sandra.wittich@zentral.ch, 056 200 07
99).


